
CJniparlamentswahl: 
Anfechtung möglich
Die Studenten der Johann Wolfgang 

Goethe-Universität haben ein neues 
Studentenparlament gewählt. Von den 
24 697 Wahlberechtigten haben 8618 ihre 
Stimme abgegeben. 399 Stimmen waren 
ungültig. Die Wahlbeteiligung betrug 
34,9 Prozent. Die Undogmatische Linke 
errang neun der 22 Sitze. Das ist ein Sitz 
weniger als bei den vorangegangenen 
Wahlen im Juli 1979. RCDS und Jusos 
kamen auf je vier Sitze (RCDS unver­
ändert, die Jusos hatten vorher drei 
Sitze). Die Unabhängigen Fachbereichs­
gruppen (Giraffen) errangen einen Sitz 
hinzu und haben jetzt drei. Je einen Sitz 
gab es für den Liberalen Hochschulver­
band (vorher zwei Sitze) und für den 
MSB Spartakus (unverändert). Der 
Kommunistische Studentenbund, die 
Christliche Union sowie die Trotzkisti- 
sche Liga Deutschlands gingen leer aus.

Zu diesem Wahlergebnis stellt der 
Wahlvorstand fest, daß die Wahlen 
nachgewiesenermaßen in einigen Teil­
bereichen manipuliert wurden. So seien 
von Unbekannten m cue Urnen 1, 2 und 
3 insgesamt 320 Stimmzettel eingewor­
fen worden. 100 Briefwahlstimmen aus 
dem Fachbereich Medizin seien ver­
schwunden. Der Wahlvorstand nahm 
diese Manipulationen mit Bedauern zur 
Kenntnis.

Die Wahl kann innerhalb einer Woche 
angefochten werden.

In einer Presseerklärung verurteilt , 
die Hochschulgruppe der Frankfurter ■ ’ 
Jungsozialisten den zu Tage getretenen 
Betrug bei den jüngsten Wahlen für das 
Studentenparlament der Universität.

Manipulationen an der Urne
Betrügereien bei der Wahl zum Studentenparlament

ner. Universitütspräsident Professor 
Dr. Hartwig Keim hat gestern mitge­
teilt, die Einsetzung eines sechsköpfigen 
Wahlausschusses habe es möglich ge­
macht, „im Gegensatz zu früheren 
Wahlen zum Studentenparlament die 
Manipulationen bei der Urnenwahl 
zweifelsfrei zu lokalisieren“. Die Urhe­
ber des Wahlbetrugs, so heißt es in ei­
ner Mitteilung des Präsidenten, seien 
aber noch nicht mit „letzter Sicherheit“ 
ermittelt worden. Der Vorstand für die 
Wahlen zum Studentenparlament hat 
Keim Fakten mitgeteilt, die „für die 
Beurteilung der Täterschaft Bedeutung 
erlangen konnten“.

Nachgewiesen werden konnte inzwi­
schen, daß bei der Urnenwahl, an der 
sich nur rund zehn Prozent der von der 
Hochschulleitung zur Briefwahl aufge­
rufenen Studenten beteiligt hatten, Un­
regelmäßigkeiten bei den Stimmen für 
die Liste der „Spontis“ vorgekommen 
seien. An einer Urne, in der Gesell-
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Schaftswissenschaftler, Psychologiestu- 
depten und Theologen * abzustimmen 
hatten, wurde von neutralen Wahlhel-: 
fern festgestellt, daß lediglich 293 Wäh­
ler ihre Stimme abgegeben hatten; 
beim Offnen der Urne wurden dann je­
doch 363 Stimmzettel zugunsten der Li­
ste 9 (Spontis) vorgefunden, pffenkun- 
dige Manipulationen sind auchHei eini- 
gen anderen Urnen erfolgt.

Kelmnsägte dazu, es habe sich fest- 
steilen lassen, daß an diesen Unregel­
mäßigkeiten „stets Wahlhelfer Jjetgi- 
l ig t^ e >vesen seien, die von den Spontis 
benannt wurden. Entgegen der aus- 
drückltcherrWeisung ^des WäYilvörstan- 
des seien geöffnete Urnen sowie das 
' . ' i • -i ichnis eines Stimmbezirk^ 
vqn Sponti-Wahlhelfern ohne Beglei­
tung von Helfern.anderer Gruppen- zum 
Auszahlungsort transportiert worden.

Öb die Wahl angefochten werden 
wird, stand gestern noch nicht fest. Die 
Frist dazu läuft am Montag ab. K
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